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Entwurf zur Revision des Bundesgesetzes über den Versicherungsvertrag 
(VVG): Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Der Bundesrat hat am 21. Januar 2009 das Eidg. Finanzdepartement (EFD) beauf-
tragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen 
Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizeri-
schen Dachverbänden der Wirtschaft und den interessierten Kreisen ein Vernehm-
lassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 30. April 2009. 
 
Grundanliegen der Totalrevision des VVG sind die Anpassung des Versicherungs-
vertragsrechts an die veränderten Gegebenheiten und Bedürfnisse durch eine zeit-
gemässe und vorausblickende Ausgestaltung des neuen Gesetzes sowie die Ver-
besserung der Stellung des Versicherungsnehmers und der weiteren aus dem Versi-
cherungsvertrag berechtigten Personen. Inhaltlich entspricht der Vernehmlassungs-
entwurf den Anforderungen an einen modernen versicherungsrechtlichen Erlass. 
Neuerungen sind nicht nur zum Ausgleich von Informationsgefällen beispielsweise 
durch Erweiterung der vorvertraglichen und vertraglichen Informationspflichten vor-
gesehen. Rechnung getragen werden soll auch dem Wunsch nach sachgerechter 
und ausgewogener Regelung der vorvertraglichen Verhältnisse, des Verhältnisses zu 
Versicherungsvermittlern und der vertraglichen Gestaltungsmöglichkeiten. Letzterem 
soll namentlich durch die Einführung eines Widerrufsrechts sowie der Möglichkeit 
zum Abschluss von Rückwärtsversicherungsverträgen entsprochen werden.  
 
Eine wesentliche Verbesserung enthält der Vernehmlassungsentwurf zudem mit 
Blick auf die Verzugs- (insb. Prämienzahlungsverzug) und Verjährungsbestimmun-
gen. Ausserdem wird, etwa durch Vorschriften zu den Prämienanpassungsklauseln, 
das Bedürfnis nach angemessener Normierung von Vertragsänderungen berücksich-
tigt. Vorgeschlagen werden weiter die Beschränkung des Ersatzes von Schadenab-
wendungs- und Minderungskosten auf die Versicherungssumme sowie sachgerechte 
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Bestimmungen zur Über- und Unterversicherung oder zur ungenügenden Versiche-
rungsdeckung im Fall mehrerer Geschädigter. Die Einführung von Kündigungsrech-
ten sowie die Statuierung von Bestimmungen zur Nachhaftung und zur Haftung für 
hängige Versicherungsfälle regeln die sich im Zusammenhang mit der Vertragsbe-
endigung stellenden Fragen.  
 
Aus wirtschaftlichen Überlegungen wurden ebenfalls gewisse Änderungen eingefügt. 
Zu nennen ist etwa die Verpflichtung des widerrufenden Versicherungsnehmers zur 
Übernahme der dem Versicherungsunternehmen aus besonderen Abklärungen ent-
standenen Kosten.  
 
In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Entwurf zur Revision des Bundesgesetzes 
über den Versicherungsvertrag (VVG) samt Erläuterungen zur Stellungnahme. Zu-
sätzliche Exemplare der Vernehmlassungsunterlagen können über die Internet-
adresse http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html bezogen werden. 
 
Bitte richten Sie Ihre Stellungnahme an:  
Eidg. Finanzverwaltung, Rechtsdienst, Bernerhof, 3003 Bern 
 
Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen bestens und versichern Sie, sehr  
geehrte Damen und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.  
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Hans-Rudolf Merz 
Bundespräsident 
 
 
Beilagen: 
- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht  
- Liste der Vernehmlassungsadressaten  
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